
;Bundessozialgericht

,4.Z.:..=_}_BL<,59[21 )Beschluß
’

, in dem Rechtsstreit

askläger,

—Bevollmächtigter:

@e g e na

Allgemeine Ortekrankenkasee Berlin, vertreten durch
den Geschäftsführer, Ber11n5 Mehringplatz 15,

Beklagte und Revisionsbéklagte.

Der 5. Senat des Bundeäsozialgerichäs hat em 26. August

l97■rdurch

Senat3präsidentf [ Dr. L a n g k e i t
—Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr" K r e_b s und

Bundesrichter Schroedep—Printzen

{beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes— ‘

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 47, Dezember 1970

wird als unzulässig verworfen.

.Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.,
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Der Kläger hat gegen das Urteil des
Landessozial7

gerichts (LSG) Nordrhein—Westfalen vom 47, Dezember

1970 durch seinen Bevollmächtigten mit Sahriftsatz
Vom 18. Juli 1971, beim Bundessozialgericht (BSG)
eingegangen am 25 Juli 1974, Revision eingelegt

und "Wiedereinsetzung in den vorigen Stand" beantragt.l

Die Revision ist nicht zulässig.

Der Kläger hat nicht beachtet, daß sich im Verfahren! f

vor dem BSG die Beteiligten - abgesehen von Behörden‚*'

.
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts -‚Äj

)
durch einen beim BSG zugelassenen Prozéßhevollmächtigten

vertreten lassen müssen (5 166 Abs‚ 4 des Sozialge—

‚richtsge3etzes —SGG-).Zugelassen sind u.a‚ nach Absa_2\
aaO nur die Mitglieder und Angestellten von Gewerkschaf-‘

ten sowie von selbständigen Vereinigungen von Arbeit? ,“
nehmern mit sozial— oder berufspolitischer Zwecksetzung5y

sofern sie kraft Satzung oder Vbllmacht zur Prozeßver—'

tretung befugt sindo Dazu gehört der Geschäftsführer der!
.Jüdisch—Orthodoxen Gemeinde in B1ll, so„sie überhaupt‘

existieren sollte, nicht° Dieser Vertretungszwang gilt
,;

nicht nur für die mündliche Verhandlung, sondern auch _

für das gg;ggtg Verfahren vor dem BSG, also auch schon “

“für die schriftliche Einlegung und Begründung einer

Revision und für den Antrag auf Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand, wenn die Revision erst nach Ablauf‚.

der Revisionsfrist eingelegt worden ist° Auf den Ver-

tretungszwang ist der Kläger in der Rechtsmittelbe—‚

lehrung des Urteils des LSG vom 47° Dezember 1970 aus—
rücklich hingewiesen worden° Da die Revision nichtyvky

fder gesetzlichcgebotenen Form entspricht, ist sie als.

unzulässig zu vérwerfen (@459 Satz 2 see)° Damit
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5 f

kommt es nicht mehr darauf an, daß der Kläger auch die

gRevisionsfrist von einem Mbnat (@ 464 Abs° 4 SGG), die

am 2. März 1974 abgelaufen ist; nicht eingehalten hat.

Dem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

gegen die Versäumnng der Fristen zur Einlegung und Be—

gründung der Revision kann nicht stattgegeben werden.

Abgesehen davon, daß nichts dafür vorgetragen werden ist,
’warüm der Antragsteller ohne sein VCrschuldcn an der

Einhaltung der gesetzlichen Verfahrensfrist gehindert

werden ist, ist auch die versäumte Rechtshandlung- näm—

lich Einlegung und Begründung der Revision — nicht in

der hierfür erforderlichen Formxdnrch einen zugelassenen

Prozeßbevollmächtigte■ (% 166 Abs° 2 SGG) nachgeholt
‚werden.'

)}
" ’ ' ' ‘ —

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in entsprechender

“Anwendung des 5 193 SGG.
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